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In dem Strafverfahren gegen

1. S.B.

2. M.B.

wegen   Geheimnisverrats u.a. 

hat die 1. Große Strafkammer des Landgerichts Landau in der Pfalz …

am 19. November 2010

b e s c h l o s s e n:
Die Anklage der Staatsanwaltschaft Landau in der Pfalz vom    20.07.2010 wird bezüglich der Angeklagten S. B. zur Hauptverhandlung zugelassen und das Verfahren vor dem Amtsgericht -Strafrichter- Landau in der Pfalz eröffnet.

Hinsichtlich des Angeschuldigten M. B. wird die Eröffnung des Hauptverfahrens aus tatsächlichen Gründen abgelehnt.

Soweit das Verfahren den Angeschuldigten B. betrifft, hat die Landeskasse die Kosten des Verfahrens zu tragen, die dem Angeschuldigten auch dessen notwendige Auslagen zu erstatten hat.

                           G r ü n d e  

Gemäß § 209 StPO beschließt - nach Vorlage durch den Strafrich​ter - die Kammer die Eröffnung des Hauptverfahrens, wenn nach den Ergebnissen des vorbereitenden Verfahrens der Angeschuldigte ei​ner Straftat hinreichend verdächtig ist (§ 203 StPO). Zugleich be​stimmt sie für den Fall der Eröffnung des Verfahrens vor welchem - sachlich zuständigen Gericht - das Hauptverfahren durchzuführen ist.

Danach war in Bezug auf die Angeklagte S. B. die Anklage der Staatsanwaltschaft zuzulassen und das Hauptverfahren vor dem Amtsgericht - Strafrichter - Landau in der Pfalz zu eröffnen, denn die Angeklagte ist nach den Ergebnissen des vorbereitenden Verfahrens des ihr zur Last gelegten Geheimnisverrats nach § 203 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 StGB hinreichend verdächtig. 

Bezüglich des Angeschuldigten M. B. war die Eröffnung des Hauptverfahrens hingegen mangels hinreichenden Tatverdachts aus tatsächlichen Gründen abzulehnen (§§ 203, 204 StPO), da die Ergebnisse des vorbereitenden Verfahrens, keine hinreichende Wahr​scheinlichkeit für die Verurteilung des Angeschuldigten be​gründen. 

                                I.

Nach den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens war als Grundlage der Eröffnungsentscheidung von folgendem Sachverhalt auszugehen:

1.

Die Angeklagte S. B. ist Polizeikommissarin im Dienste des Landes Rheinland-Pfalz und als solche bei der Polizeidirekti​on L. in der Pfalz beschäftigt. Sie ist die Tochter des Ange​schuldigten M. B., der als Mitglied der Christlich Demo​kratischen Union Deutschlands (CDU) seit dem 20.05.1996 Mitglied des Landtages in Rheinland-Pfalz ist und der vom 03.09.2009 bis zum 26.11.2009 auch Mitglied des durch den rheinlandpfälzischen Landtag eingesetzten Untersuchungsausschusses "Nürburgring GmbH" war. 

Die Angeklagte stammt, ebenso wie der Angeschuldigte, aus Kaschen​bach in der Eifel. Die Angeklagte ist, ebenso wie ihr Vater, poli​tisch sehr interessiert, weshalb sie aufmerksam die Entwicklung der sogenannten "Nürburgringaffäre" begleitet, wobei sie sich dar​über ärgert, dass es - wie sie glaubt - im Umfeld des Nürburg​rings offenbar möglich sein soll, "auf einfachste Weise Steuergel​der zu erschleichen". Sie verfolgt deshalb diesbezüglich ziel​gerichtet die Medien, wobei ihr die Namen B., M. und R. bekannt geworden sind. Wohlwissend, dass dies nicht rechtens war, entschloss sie sich deshalb dazu herauszufinden, ob die ge​nannten Personen bereits mit dem Gesetz in Konflikt geraten sind. Zu diesem Zwecke veranlasste sie während der Spätschicht am 16.11.2009, ohne dienstlichen Anlass, aus Neugier, die Zeugen PKA S., PK B. und POK D., in dem polizeilichen Informa​tionssystem "POLIS" für sie nach Erkenntnissen M. M., N. B. und K. R. betreffend, zu recherchieren. Bezüg​lich R. und M. fündig geworden, ließ sie entsprechende Datensätze ausdrucken, die sie mit nach Hause nahm. Sie selbst re​cherchierte nach N. B., da die Kollegen insoweit zuvor nicht fündig geworden waren. Die genannten Personen stehen im Zu​sammenhang mit der Finanzierung und Realisierung des Großprojekts Nürburgring, welche das Land Rheinland-Pfalz mit Hilfe privater Geldgeber zu bewirken gedachte. Sie galten in diesem Zusammenhang als "Partner der Landesregierung" und als solche mit der Vermitt​lung der gewünschten Privatfinanzierung befasst. Diesbezüglich hatten sich - wie die Angeklagte wusste - im Umfeld des Nürburg​rings, in Folge verschiedener Medienveröffentlichungen, Befürch​tungen breitgemacht, die Genannten könnten zum Zwecke der un​gerechtfertigten Erschleichung von Steuermitteln durch unbe​rechtigte Provisionszahlungen am Nürburgring tätig sein. Während den Polizeibeamten S. und D. der Zusammenhang mit dem Nürburgring als Grund der Abfrage unbekannt gewesen sein dürfte, hatte der Polizeibeamte B. mit der Angeklagten über die Nür​burgringaffäre und darüber gesprochen, dass die Daten im Zusammen​hang damit erhoben werden sollten, weil sie hieran "interessiert sei". Obwohl ihm bewusst gewesen ist, dass eine Polisabfrage zu diesem Zweck nicht in Ordnung war, hat er die Abfragedienste nicht verweigert, weil die Angeklagte ja selbst diese Daten hätte gewinnen können. Eine Einlassung, die auch die Polizeibeamten S. und D. sinngemäß für ihre Bereitschaft zur Durchfüh​rung der vorbeschriebenen Abfragen abgaben.

Die Angeklagte nahm die anlässlich der Datenabfrage M. und R. erstellten Ausdrucke mit nach Hause, wo sie drei dieser Ausdrucke am 20.11.2009 ihrem Vater, dem Angeschuldigten M. B., überließ, der anlässlich einer Staatsjagd in der Pfalz in ihrem Hause in S. übernachtete und der - wie sie wusste - als Abgeordneter des rheinlandpfälzischen Landtages und als Mit​glied des Untersuchungsausschusses "Nürburgring GmbH" ein ge​steigertes Interesse an den vorbenannten Informationen und Unter​lagen besaß. Bereits am 23.11.2009 und damit unmittelbar im An​schluss an das der Übergabe folgende Wochenende, erschienen in der "Rheinzeitung" und dem "Trierischen Volksfreund", unter der presserechtlichen Verantwortung des Zeugen G., Zeitungsarti​kel, die sich u. a. mit der Frage befassten, wann Vertreter der Landesregierung Kenntnis von polizeibekannten Verhaltensweisen ih​rer "Geschäftspartner am Nürburgring" hatten oder hätten haben können. In den Presseartikeln wurden bezüglich des genannten M. M. eine Vorbelastung wegen eines Vergehens der Unter​schlagung und bezüglich K. R. wegen Insolvenzverschleppung unter Angabe der polisinternen (ID-Nummern P. für M. und P. für R.) aufgeführt, wobei mit der Be​nennung der ID-Nummern aus "POLIS" wohl der Anschein der Richtig​keit und der Herkunft aus zuverlässiger Quelle bewirkt werden sollte. Während das polizeiliche Informationssystem hinsichtlich M. unter der Rubrik "Fallgrunddaten" den Eintrag Unter​schlagung enthielt, war für R. über dessen Personalien hin​aus kein weitergehender Eintrag vorhanden.

2.

Nach den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens geht die Kammer in Übereinstimmung mit den Ausführungen der Staatsanwaltschaft davon aus, dass die vorbenannten Presseveröffentlichungen, soweit sie sich auf mögliche strafrechtliche Vorbelastungen der Personen M. und R. unter Bekanntgabe der polisinternen, nur dort verwendeten ID-Nummern beziehen, auf den durch die Angeklagte am 16.11.2009 auf der Dienststelle in L. erhobenen Daten und de​ren Überlassung an den Zeugen G., der für die vorbeschriebe​nen Presseartikel verantwortlich zeichnete oder sonstige Mittels​männer dieser Zeitungen beruhen. Zwar hat der Zeuge G. in die​sem Zusammenhang von seinem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch ge​macht und der Angeschuldigte M. B. die Weitergabe be​stritten, so dass keine unmittelbaren Tatzeugen zur weiteren Sach​verhaltsaufklärung zur Verfügung stehen, doch ergibt sich die Überlassung der Unterlagen durch den Angeschuldigten B. zur vollen Überzeugung der Kammer, aus den Beweisergebnissen im Übri​gen, wie sie von der Staatsanwaltschaft in der Anklageschrift überzeugend dargestellt worden sind. 

Eine Logbandauswertung zum POLIS-Datensystem, wie sie von den Zeu​gen K. und K. durchgeführt worden ist ergab, dass zwischen Januar 2008 und dem23.11.2009 zwar insgesamt 111 Beamte in Rhein​land-Pfalz die Namen M., R. oder B. abgefragt haben; in der Kombination M. und R. mit einem weiteren Zusatz​kriterium (Vorname, Geburtsdatum etc.) gab es über die Beamten aus L. hinaus, weitere Abfragen nur von einem Beamten des Lan​deskriminalamtes Rheinland-Pfalz (B.), zwei Polizeibeamten aus dem Raum Koblenz (B. und K.) und einer Beamtin der Kriminalinspektion S. (R.), wobei diese ihre Abfrage be​reits im Februar 2009 gutgläubig für den damaligen CDU-Landtagsab​geordneten und vormaligen "Kollegen" D. vorgenommen hatte, der die gewünschten Informationen offenbar schon damals anläss​lich des politischen Streits um den Nürburgring hatte haben wol​len. Die durchgeführten Vernehmungen der Polizeibeamten B., R., B. und K. ergaben auch zur Überzeugung der Kammer einen in sich stimmigen Sachvortrag, der angesichts der Umstände im Übrigen allein L. als Quelle der Informationen und Grund​lage der anschließenden Presseveröffentlichungen vom 23.11.2009 erscheinen lässt. Davon ausgehend ist die Kammer, in Übereinstim​mung mit den Ausführungen der Staatsanwaltschaft in der Anklage​schrift auch davon überzeugt, dass die an den Terminals der Poli​zeiinspektion in L. gewonnenen Informationen und die hierzu gefertigten Computerausdrucke von der Angeklagten B., wie in ihrer Erstvernehmung vom 24.11.2009 zunächst angegeben, an den An​geschuldigten B. weitergegeben und von diesem an die "Rhein​zeitung" und/oder den "Trierischen Volksfreund" lanciert wurden. Dies ergibt sich schon aus dem zeitlichen Zusammenhang zwischen den am 16.11.2009 in L. getätigten Abfragen und den hierzu sehr zeitnahen Presseveröffentlichungen am 23.11.2009. Die Abfra​gen in L. nach den Namen M., R. und B. wurden am 16.11.2009 getätigt, die Ergebnisse am 20.11.2009 dem Angeschul​digten B. von seiner Tochter überlassen und unmittelbar im An​schluss hieran, bereits am 23.11.2009 sozusagen bei nächster Ge​legenheit veröffentlicht. Die sowohl regional im Bereich der Ei​fel, als auch überregional im Bereich des Landes Rheinland-Pfalz permanente Aktualität der Geschehnisse um den Nürburgring in den Medien und der unmittelbare Zusammenhang zu einer Stellungnahme des Innenministers im rheinlandpfälzischen Landtag am 11.11.2009, lassen sicherlich nach allgemeiner Lebenserfahrung den ganz nahe​liegenden Schluss zu, dass die inkriminierten Erkenntnisse auch zeitnah in der Presse veröffentlicht und den Presseorganen erst unmittelbar vor Veröffentlichung zugespielt wurden. Hiermit korre​spondierend sprechen viele Umstände in ihrer Gesamtschau überzeu​gend dagegen, dass die im Übrigen festgestellten Abfragen die Quelle darstellen, aus denen dem "Trierischen Volksfreund" und/oder der "Rheinzeitung" die inkriminierten Informationen zur Verfügung gestellt wurden und als Grundlage der Veröffentli​chungen vom 23.11.2009 gedient haben. So ist beispielsweise die Abfrage in S. durch die Polizeibeamtin R., die ihrerseits ebenfalls zeitgleich die Namen M. und R. recherchierte, bereits am 03.02.2009 und damit über 9 Monate vor den vorbe​nannten Presseveröffentlichungen erfolgt. Diese lange Zeitspanne zwischen der Recherche und den Veröffentlichungen spricht in Anbe​tracht der Aktualität der Ereignisse um den Nürburgring deutlich gegen eine Weitergabe der Rechercheergebnisse durch die Polizei​beamtin R. bzw. den Zeugen D.. Auch der Umstand, dass nach den in jedem Punkt glaubhaften Angaben der Polizeibeamtin R. im Rahmen der von ihr getätigten POLIS-Abfragen Computerausdrucke nicht gefertigt und die ID-Sätze auch nicht per Telefon an den Zeugen D. weitergegeben wurden, spricht gegen eine Weiter​gabe durch diese Zeugin, als Quelle der Veröffentlichung am 23.11.2009. Auch der Umstand, dass die Veröffentlichungen der Da​ten gerade im "Trierischen Volksfreund" und der "Rheinzeitung" er​folgt sind, bildet ein nicht unerhebliches Indiz dafür, dass die entscheidungserheblichen Presseveröffentlichungen nicht auf die Zeugen R. und D., sondern auf die Quelle B. zurück​zuführen sind. Während die Zeugen R. und D. keinerlei spe​ziellen Bezug zum "Trierischen Volksfreund" oder der "Rheinzei​tung" erkennen lassen, stammen die Betroffenen aus Kaschenbach in der Eifel, wo der Angeschuldigte B. lebt und seine Land​wirtschaft ebenso wie seine politischen Aktivitäten betreibt, wes​halb man eher davon ausgehen darf, dass zwischen dem Angeschul​digten B. und den veröffentlichenden Presseorganen, die Ver​öffentlichungen begünstigende Kontakte und dem politischen Aus​tausch förderliche Beziehungen bestehen, als dies in der Person der Zeugin R. bzw. des Zeugen D. anzunehmen ist. Soweit die Zeugen K. und B. durch entsprechende Recherchen auf​gefallen sind, haben diese, ausweislich der Auswertung des Logban​des, lediglich den Namen des Geschädigten R. recherchiert, so dass sie über keinerlei Datenmaterial den Betroffenen M. M. betreffend verfügten. 

Zusammenfassend vermochte sich die Kammer danach zwar die volle Überzeugung davon zu verschaffen, dass die gewonnenen und ver​öffentlichten aus "POLIS"" stammenden Daten von der Angeklagten B. gewonnen, per Computerausdruck dokumentiert und ihrem Va​ter, dem Angeschuldigten B. übergeben und anschließend von diesem über den Zeugen G. oder sonst verantwortlichen Perso​nen der "Rheinzeitung" bzw. des "Trierischen Volksfreundes" zur Veröffentlichung im politischen Meinungsstreit über den Nürburg​ring überlassen wurden. 

Keine verlässlichen Erkenntnisse vermochte die Kammer hingegen bei der gebotenen Gesamtschau der zur Verfügung stehenden Beweis​mittel darüber zu gewinnen, auf welcher "Motivationsgrundlage" und mit welcher Maßgabe die Angeklagte B. ihre gewonnenen In​formationen an den Angeschuldigten überlassen hat. Zur Ausleuch​tung der Motivationslage stehen der Kammer letztlich allein die unwiderleglichen Angaben der Angeklagten und des Angeschuldigten zur Verfügung. Damit konnte nicht näher aufgeklärt werden, ob die Angeklagte B. die inkriminierten Informationen und Unterlagen an ihren Vater zum Zwecke der Veröffentlichung weitergegeben hat oder ob von ihr mit ihrem Vater besprochen worden ist, wie er mit den von ihr in rechtswidriger Weise erlangten Informationen wei​ter verfahren soll oder verfahren werde. Es ist deshalb zumindest nicht ausschließbar, dass die Angeklagte B. die Informationen und Computerausdrucke - wie von ihr bei ihrer Erstvernehmung auch angegeben - eigener Neugier und eigenem politischem Interesse fol​gend, sich verschafft und dem Angeschuldigten B. sozusagen als "Hintergrundinformation"" für seine Tätigkeit als Abge​ordneter des rheinlandpfälzischen Landtages bzw. als Mitglied des Untersuchungsausschusses "Nürburgring GmbH" überlassen hat. Inso​weit erweisen sich die Angaben der Angeklagten B. in ihrer - zwar einem Verstoß gegen die Belehrungspflichten aus §§ 163a Abs. 4, 136 Abs. 1 StPO nicht aber einem Beweisverwertungsverbot unterliegenden (vgl. BGHSt 38, 214 ff; Meyer-Goßner, Kommentar zur StPO, 53. Auflage, § 136 RdZiff. 20 m.w.N.) - Erstvernehmung vom 24.11.2010 als unwiderleglich. Auch die Staatsanwaltschaft hält im Übrigen diese Angaben der Angeklagten für zutreffend, wie sich daraus ergibt, dass die Staatsanwaltschaft den Inhalt dieser Vernehmung ihrer Schilderung des äußeren Tatgeschehens zugrunde gelegt hat. Warum für die Frage nach der Motivlage der Angeklagten etwas anderes gelten soll, ist nach dem Beweisergebnis im Übrigen nicht ersichtlich. Soweit die Staatsanwaltschaft in diesem Zu​sammenhang eine "Absprache" (Anklageschrift, Seite 15) zwischen der Angeklagten und dem Angeschuldigten mit dem Ziel der ein​vernehmlichen Datengewinnung und medialen Weiterverbreitung insi​nuiert, erweist sich dies angesichts des bisherigen Beweisergeb​nisses als bloße Vermutung und letztlich nur als eine von vielen denktheoretischen Möglichkeiten. Die Erhebung und Überlassung der Informationen als Hintergrundinformation für das "Wirken" des Va​ters, ist jedenfalls weit eher nachvollziehbar, als jene Annahme, die Angeklagte habe trotz Kenntnis der Rechtswidrigkeit ihres Tuns und trotz Kenntnis der ihr für den Fall des Bekanntwerdens drohenden strafrechtlichen und disziplinarrechtlichen Konsequen​zen, sich mit der Weitergabe der Information an Dritte und deren zeitnahen medialen Veröffentlichung bereitgefunden. Auch der Um​stand, dass es sich bei dem Empfänger der Informationen um ihren Vater handelte, spricht doch eher dafür, dass die Angeklagte ange​sichts drohender strafrechtlicher und disziplinarrechtlicher Kon​sequenzen davon ausging, der Vater werde die ihm überlassenen In​formationen, zwar als Hintergrundwissen verwerten, diese aber kei​nesfalls auch noch unter Weitergabe von rückverfolgbaren polisin​ternen ID-Nummern zur Veröffentlichung bringen. Bei dieser Sach​lage drängt sich die Weitergabe der geheimnisgeschützten Daten durch die Angeklagte ausschließlich zu Informationszwecken gerade​zu auf. Es liegt danach zumindest nicht fern, dass die zur Geheim​haltung verpflichtete Angeschuldigte darauf vertraut hat, dass ihr Vater sie nicht mit einer medialen Veröffentlichung der ihm überlassenen, aus geheimnisgeschützter Quelle stammenden Informa​tionen in solche Schwierigkeiten bringen würde, wie sie sich nun​mehr eingestellt haben. Eine solche Beurteilung findet ihre Grund​lage jedenfalls mit weitaus höherer Berechtigung im Ergebnis der bisherigen Ermittlungen, als dies für die Annahme der Staats​anwaltschaft zur Motivlage der Angeklagte gelten kann. In diesem Zusammenhang ist auch auffällig, dass die Anklageschrift sich zur Motivlage im konkreten Anklagesatz gar nicht und auch im wesent​lichen Ergebnis der Ermittlungen nur mit einer Behauptung verhält.

                                II.

1. 

Danach ist die Angeklagte S. B. auf der Grundlage des bis​herigen Beweisergebnisses des Geheimnisverrats nach § 203 Abs. 2 Nr. 1 StGB hinreichend verdächtig und das Hauptverfahren ohne wei​tergehende Prüfung zu eröffnen. Die Angeklagte hat als geheim​haltungspflichtige Amtsträgerin mit der Bekanntgabe der aus "PO​LIS" stammenden in rechtswidriger Weise erhobenen, an ihren Vater weitergegebenen und in Form von Computerausdrucken überlassenen Informationen das Vorleben der Personen M. und R. betref​fende zum persönlichen Lebensbereich der Letztgenannten gehö​renden Geheimnisse vorsätzlich unbefugt offenbart. 

Der Verletzung des Dienstgeheimnisses nach § 353b StGB ist die An​geklagte nach den Beweisergebnissen des vorbereitenden Verfahrens hingegen nicht hinreichend verdächtig, denn sie hat mit der Be​kanntgabe und Überlassung der von ihr unter Verstoß gegen ihre Ge​heimhaltungsverpflichtung erlangten Informationen keine "wichti​gen öffentlichen Interessen" gefährdet (vgl. hierzu unten II.2.b), wie dies § 353b StGB als objektive Voraussetzung der Strafbarkeit verlangt.

Eine Bestrafung der Angeklagten nach den Bestimmungen des Landes​datenschutzgesetzes (§ 37 LDSG) scheitert schon daran, dass diese Strafbestimmung nach Kollisionsgrundsätzen (Art. 31, 72, 74 Abs. 1 Nr. 1 GG) neben § 203 StGB nicht anwendbar ist, da der Bun​desgesetzgeber insoweit abschließend von seiner konkurrierenden Gesetzgebungsbefugnis auf dem Gebiet des Strafrechts Gebrauch ge​macht hat (vgl. OLG Koblenz Beschluss vom 03.06.2008, 1 SS 13/08, abgedruckt NJW 08, 2794)  

2. 

Hinsichtlich des Angeschuldigten M. B. war nach dem bis​herigen Beweisergebnis die Eröffnung des Hauptverfahrens hingegen aus tatsächlichen Gründen mangels hinreichenden Tatverdachts abzu​lehnen, weil der Angeschuldigte weder als Täter (a), noch als Teilnehmer (b) einer Verletzung von Privatgeheimnissen (§ 203 StGB), der Verletzung eines Dienstgeheimnisses (§ 353 b StGB), oder einer Straftat nach dem Landesdatenschutzgesetz (§ 37 Daten​schutzgesetz Rheinland-Pfalz (LDSG) hinreichend verdächtig ist. 

a) Eine täterschaftliche Begehung scheitert, soweit dies eine Strafbarkeit nach §§ 203, 353 b StGB betrifft, bereits daran, dass der Angeschuldigte B. nicht zu dem dort strafbewehrt zur Geheimhaltung verpflichteten Personenkreis gehört (vgl. auch § 203 Abs. 2 Nr. 4, § 353b Abs. 2 Nr. 1 StGB)

Der Angeschuldigte M. B. ist auch nicht eines strafbe​wehrten Verstoßes gegen das Landesdatenschutzgesetz nach § 37  LDSG hinreichend verdächtig. Auch insoweit ist er nicht Normadres​sat der Strafvorschrift. 

Keiner Entscheidung bedurfte dabei die Frage, ob als potenzielle Täter insoweit lediglich diejenigen Personen in Betracht kommen, die als Angehörige sogenannter öffentlicher Stellen, Amtsträger oder für deren Aufgaben besonders Verpflichtete, einer Geheim​haltungspflicht nach § 8 LDSG unterliegen oder ob tauglicher Tä​ter jedermann sein kann, wie der gesetzlichen Formulierung "wer" zu entnehmen sein könnte (vgl. insoweit auch Gola/Schumerus, BDSG, Kommentar, 10. Auflage, § 44 RdZiff. 3), denn unter keinen Umständen unterfällt der Angeschuldigte dem Täterkreis des § 37 LDSG, da er nach § 2 Abs. 2 Satz 1 LDSG als Mitglied des Land​tages nicht den Bestimmungen dieses Gesetzes unterliegt, soweit er in Wahrnehmung parlamentarischer Aufgaben personenbezogene Da​ten verwendet ("verarbeitet") hat. Letzteres ist hier nach dem Be​weisergebnis des vorbereitenden Verfahrens jedenfalls nicht aus​schließbar anzunehmen. Was unter dem unbestimmten Rechtsbegriff "in Wahrnehmung parlamentarischer Aufgaben" zu verstehen ist, ist im Wege verfassungskonformer Auslegung zu ermitteln. Dabei mar​kiert der (noch) mögliche Wortsinn die äußere Grenze zulässiger Auslegung. In Wahrnehmung parlamentarischer Aufgaben handelt der Abgeordnete danach nur dann nicht, wenn er vergleichbar den im Üb​rigen nach LDSG Verpflichteten sozusagen im Rahmen reiner Ver​waltungstätigkeit mit dem Datenschutz unterliegenden Informati​onen befasst ist (vgl. Dr. Globig/Hartig in Hartig/Klink/Eier​mann, LDSG Rheinland-Pfalz, Kommentar, 1. Auflage, 2009, § 2 Rz. 2). Zweifelsfrei zählen zu den parlamentarischen Aufgaben ei​nes Abgeordneten die in der Landesverfassung von Rheinland-Pfalz (Verf RP) in Art. 79 Abs. 2, 85b normierten Aufgaben, zu denen ne​ben der Gesetzgebung zuvorderst die Kontrolle der Regierung und die Mitwirkung an der politischen Willensbildung gehören. Als Aus​fluss dessen haben die Fraktionen und die Mitglieder des Land​tages, welche die Landesregierung nicht stützen, das Recht auf ih​rer Stellung entsprechende Wirkungsmöglichkeiten in Parlament und "Öffentlichkeit" (vgl. Art. 85b Abs. 2 Satz 1 Verf RP sowie § 80 Abs. 7 Satz 1 LTGO). Die Aufklärung der Frage, ob die "Vertrags​partner der Landesregierung" angesichts der gescheiterten Finan​zierung am Nürburgring durch Privatinvestoren in "POLIS" mit ein​schlägigen Vermögensdelikten geführt und diese strafrechtlich vor​belastet sind und wann die Vertreter der Landesregierung hierüber Kenntnis erlangen und ob die Angaben des Innenministers in der Sitzung vom 11.11.2009 möglicherweise unzutreffend gewesen sind, ist in erster Linie der Wahrnehmung parlamentarischer Aufgaben ge​schuldet. Danach war der Angeschuldigte M. B. mit der von ihm beabsichtigten Aufdeckung von tatsächlichen oder auch nur vermeintlichen Missständen am Ring und mit der auch öffentlich über die Medien geführten Auseinandersetzung in Wahrnehmung sei​ner parlamentarischer Aufgaben tätig und als Abgeordneter des Landtags somit nach § 2 Abs. 2 Satz 1 LDSG nicht möglicher Täter der datenschutzrechtlichen Strafnorm. 

Eine Bestrafung des Angeschuldigten B. wäre für den Fall der Durchführung der Hauptverhandlung im Übrigen auch deshalb nicht zu erwarten, weil die nach § 37 LDSG erforderliche Schädigungsab​sicht nicht erweislich ist. Diese setzt Handeln mit direktem Vor​satz (dolus directus) voraus, wobei es dem Täter, dem Schutzzweck der Norm entsprechend (§ 1 Abs. 1 LDSG), auf die Schädigung desje​nigen ankommen muss, dessen Recht zur informationellen Selbst​bestimmung mit der Weitergabe der dem Datengeheimnis unterlie​genden Daten geschützt werden soll. Bedingter Vorsatz reicht hin​gegen nicht aus (Gola/Schomerus a.a.O., Rz 7). Hier hat der Angeschuldigte  - wie dargestellt - nicht ausschließbar zuvorderst in Wahrnehmung seiner politischen Aufgaben gehandelt und eine damit einhergehende Schädigung Dritter (M. und R.) in Ver​folgung seines eigentlichen Zieles, allenfalls als mögliche Neben​folge seines Tuns billigend in Kauf genommen.

Angesichts dieses Ergebnisses braucht weitergehenden Fragen hin​sichtlich der Verfassungsgemäßheit der Vorschrift des § 37 LDSG im Hinblick auf deren inhaltliche Bestimmtheit (Art. 103 Abs. 2 GG), - weil entscheidungsunerheblich - nicht weiter nachgegangen zu werden, sodass von einer Vorlage an das Bundesverfassungs​gericht (Art. 100 GG, §§ 13 Nr. 11, 80 BVerfGG) abzusehen war.

b) Einer möglichen Strafbarkeit wegen Anstiftung zum Geheimnisver​rat (§§ 203 Abs. 2 Nr. 1, 26 StGB) ist der Angeschuldigte M. B. deshalb nicht hinreichend verdächtig, weil - wie bereits ausgeführt - keine belastbaren Beweisergebnisse dafür vorliegen, dass der Angeschuldigte beispielsweise als Reaktion auf die Aus​führungen des Innenministers in der Sitzung des Rheinland-pfälzi​schen Landtags vom 11.11.2009 bei seiner Tochter den Tatent​schluss hervorgerufen hätte, die inkriminierten Informationen zum Zwecke der Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner zu be​schaffen. 

Entgegen den Ausführungen der Staatsanwaltschaft im Rahmen der An​klageschrift, ist der Angeschuldigte M. B. auch nicht der Beihilfe zur Verletzung von Privatgeheimnissen (§§ 203 Abs. 2 Nr. 1, 27 StGB) hinreichend verdächtig. Auch insoweit stünde ei​ner Verurteilung des Angeschuldigten M. B. auf der Grund​lage der bisher gewonnenen Beweise für den Fall der Eröffnung des Hauptverfahrens nicht zu erwarten. Dies folgt hinsichtlich einer Beihilfehandlung zu § 203 StGB bereits daraus, dass mit der Wei​tergabe der durch die Angeklagte B. gewonnenen Erkenntnisse an den Anschuldigen, deren Tat nicht nur vollendet sondern be​reits beendet und die Entgegennahme durch den Angeklagten ledig​lich eine straflose notwendige Teilnahme zur Tat der Angeklagten S. B. ist. 

Eine mögliche Strafbarkeit des Angeschuldigten M. B. we​gen Beihilfe zum Geheimnisverrat nach §§ 353b, 27 StGB - wie sei​tens der Staatsanwaltschaft angeklagt - scheitert bereits nach allgemeinen Akzessorietätsgrundsätzen am Fehlen einer entsprechen​den Haupttat, denn die Angeklagte S. B. ist der Ver​letzung eines Dienstgeheimnisses nach § 353b Abs. 1 Ziffer 1 StGB nicht hinreichend verdächtig. 

Anders als bei § 203 Abs. 2 StGB muss in den Fällen des § 353b StGB durch die Handlung des Tatverdächtigen zugleich die konkrete Gefahr eines Nachteils für "wichtige öffentliche Interessen", d.h. für öffentliche Interessen "von Rang" (vergl. BGHSt 11 402; OLG Düsseldorf NJW 82, 28, 84; NJW 89, 1872) verursacht worden sein. Dabei kann die konkrete Gefahr zunächst unmittelbar durch das unbefugte Offenbaren des geschützten Geheimnisses entstehen, was hier angesichts der ausschließlich internen, nicht öffentlich​keitsrelevanten Weitergabe der Informationen von der Tochter an den Vater zweifelsfrei nicht der Fall gewesen ist.

Darüber hinaus kann nach nicht unumstrittener in wesentlichen Tei​len der Literatur abgelehnter (vgl. Schönke/Schröder Kommentar zum StGB, 27. Aufl., § 353b RdNr. 6 und 9 m.w.N. zum Stand der Meinungen, vgl. auch LK - Träger, 10. Auflage, § 353b RdNr. 27 m.w.N.) im Ergebnis aber wohl herrschender, von den Gerichten in ständiger Rechtsprechung geteilter Meinung, auch eine mittelbare Gefährdung ausreichen, den Tatbestand des § 353b StGB zu erfül​len, wenn sie darin besteht, dass das Vertrauen der Allgemeinheit in die Unparteilichkeit, Unbestechlichkeit und Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung erschüttert wird (vgl. BGHSt 11, 401, 404; 46, 339; NStZ  00, 596; Fischer, Kommentar zur StPO, 57. Auf​lage, § 353b StGB, Randziff. 13a mit zahlreichen weiteren Nach​weisen u.a. auch für die Weitergabe von Erkenntnissen aus polizei​lichen Datensammlungen). Eine solche mittelbare Gefährdung bedarf dann aber stets einer besonderen Feststellung auf der Grundlage einer umfassenden Gesamtwürdigung im Einzelfall, wobei nicht jede (nach § 203 Abs. 2 Nr. 1 StGB ohnehin strafbare) Geheimnisver​letzung von Behördenbediensteten als solche schon als mittelbare Gefährdung wichtiger öffentlicher Interessen angesehen werden kann, da sonst die einschränkende Funktion dieses Tatbestandsmerk​mals unterlaufen würde, weshalb schon im Hinblick auf Artikel 103 Abs. 2 GG ein nur "enger Anwendungsbereich" mittelbarer Gefähr​dungen als tatbestandsmäßig im Sinne des § 353b StGB anerkannt werden kann (vgl. BVerfG NJW 2006, 976, 983). Dies sind insbeson​dere jene Fälle, in denen im Einzelfall die Motivation des Täters (z.B. Korruption), die Art und der Umfang des Geheimnisverrats (z.B. öffentliche Mitteilung und mediale Ausschlachtung) oder der Gegenstand der Tat (z.B. Geheimhaltungsbedürftigkeit zum Schutze überragender Interessen der Bundesrepublik Deutschland sowie bei Auswirkungen der Tat auf das ordnungsgemäße Funktionieren staat​licher Organe und Verfahren) geeignet sind, das Vertrauen breiter Bevölkerungskreise in die Integrität der Staatsverwaltung ernst​haft zu erschüttern. Nicht ausreichend zur Begründung einer kon​kreten Gefahr für wichtige öffentliche Interessen sind dem​gegenüber die bloße Berichterstattung in Presse oder Fernsehen über tatsächliche oder angebliche Skandale oder Missstände, inner​dienstliche Interessen oder Erwägungen politischer Opportunität. Diese reichen schon deshalb nicht aus, weil in einer demo​kratischen verfassten Gesellschaft das Offenbarwerden von Miss​ständen, Versäumnissen oder individueller Fehlsamkeit innerhalb der Politik, der Verwaltung, der Polizei oder der Justiz nicht von vorne herein als Gefährdung wichtiger öffentlicher Interessen angesehen werden können (vgl. auch Perron JZ 02 50, 52). So liegt nach BGHSt 48, 126, 132 ff. eine Gefährdung wichtiger öffent​licher Interessen beispielsweise selbst dann nicht vor, wenn ein Datenschutzbeauftragter, der einer besonderen Geheimhaltungs​pflicht unterliegt, mit unbefugten Veröffentlichungen datenschutz​rechtlicher Verstöße im Bereich einer obersten Landesbehörde je​denfalls auch auf zukünftig gesetzmäßiges Verhalten hinwirken will. Danach wird eine mittelbar verursachte Gefährdung wichtiger öffentlicher Interessen nur dann anzunehmen sein, wenn der Geheim​nisverrat die Sicherstellung eines ungestörten und effektiven Ab​laufs staatlicher Verfahren bewirkt, weil in solchen Fällen die Öffentlichkeit in besonderer Weise auf die Integrität und Zu​verlässigkeit staatlicher Organe, insbesondere in Polizei und Ju​stiz vertraut. Dementsprechend hat die Rechtsprechung die Gefähr​dung wichtiger öffentlicher Interessen beispielsweise in Fällen angenommen, in denen die Fahndung nach einem Straftäter (BGHSt 10, 276 ff.), die Bekanntgabe zum Bestehen eines bis zu seiner Vollstreckung vertraulich zu behandelnden Haftbefehls (NdsRpfl. 1980, 226 f.), oder die Bekanntgabe von Prüfungsaufgaben in einem staatlich organisierten Prüfungsverfahren (BGHSt 11, 401, 404) be​traf. Danach kann hier bei der gebotenen Gesamtschau die Gefähr​dung eines wichtigen öffentlichen Interesses "von Rang" nicht an​genommen werden, da vorliegend ausschließlich private Geheim​haltungsinteressen außerhalb eines konkreten staatlichen Ver​fahrens betroffen sind. Zusammenfassend ist hier weder nach dem Inhalt und dem Umfang der preisgegebenen Daten, noch nach deren Art der Verwendung durch die Angeklagte B. eine konkrete Ge​fährdung wichtiger öffentlicher Interessen zu begründen. Die Ange​klagte hat mit der Weitergabe der Informationen an ihren Vater, diese nicht der Öffentlichkeit preisgegeben, sondern nicht aus​schließbar vielmehr darauf vertraut, dass ihr Vater mit den von ihm über sie gewonnen Informationen als Mitglied des Landtags und als Mitglied des Untersuchungsausschusses "Nürburgring GmbH" ver​trauens- und verantwortungsvoll umgehen würde. Nicht ausschließ​bar hat die Angeklagte die Informationen ihrem Vater als all​gemeine Hintergrundinformationen für die Wahrnehmung seiner Auf​gaben als Landtagsabgeordneter bzw. als Mitglied des Unter​suchungsausschusses zur Verfügung gestellt. Sie hat durch die Preisgabe der Informationen keine fremden Einwirkungsmöglich​keiten auf den Gang eines konkreten staatlichen Verfahrens eröff​net. An eine wichtige öffentliche Interessen berührende Einfluss​nahme auf ein staatliches Verfahren könnte allenfalls insoweit ge​dacht werden, als die Angeklagte mit der Weitergabe der Informati​onen das laufende Verfahren des Untersuchungsausschusses zur "Nür​burgring GmbH", dessen Mitglied der Angeschuldigte B. gewesen ist, hat beeinflussen wollen. Dies erscheint hier indes deshalb ausgeschlossen, weil das mit dem Untersuchungsausschuss "Nürburg​ring GmbH" einhergehende Offenbarwerden von Missständen, Versäum​nissen oder individueller Fehlsamkeit - wie bereits dargelegt - in einer demokratisch verfassten Gesellschaft als wünschenswert und deshalb gerade nicht als Gefährdung öffentlicher Interessen im Sinne des § 353b StGB angesehen werden kann. Dies muss erst recht gelten, wenn die illegale, nach § 203 StGB ohnehin straf​bare Herausgabe geheimnisgeschützter Informationen an einen Land​tagsabgeordneten und Mitglied eines Untersuchungsausschusses er​folgt, dem es zuvorderst obliegt, die mit der Abwicklung der Ge​schäfte am Nürburgring befasste Landesregierung umfassend zu kon​trollieren und mögliche Missstände offenbar werden zu lassen. Die Richtigkeit dieser Betrachtung zeigt sich insbesondere auch dar​in, dass der Angeschuldigte B., an den die Angeklagte die In​formationen herausgegeben hat, diese sowohl als Landtagsabge​ordneter und Mitglied der CDU-Fraktion, als auch als Mitglied des Untersuchungsausschusses Nürburgring bei Einhaltung der dafür vor​gesehenen Verfahren zur Wahrnehmung seiner ihm von Gesetzes wegen zugewiesenen Aufgaben, hätte erlangen können (vgl. Art. 89a Abs. 2 Verf.Rheinland-Pfalz; § 36 LDSG). Danach kann weder nach der Mo​tivation der Angeklagten, der Art der Bekanntgabe (nur an den Va​ter) und der fehlenden Beeinträchtigung eines konkreten staat​lichen Verfahrens davon ausgegangen werden, dass bei Kenntnis sämtlicher Umstände, das Vertrauen breiter Bevölkerungskreise in die Integrität der Polizei ernsthaft erschüttert wäre. Seine Bri​sanz bezieht der Vorgang allein und ausschließlich aus der Be​richterstattung um Missstände am Nürburgring, sowie aus Gesichts​punkten politischer Opportunität, die in der demokratisch verfas​sten Gesellschaft nicht geeignet sind, über § 203 StGB hinaus​gehend eine Strafbarkeit auch nach § 353b StGB zu begründen. Nach den der Kammer vorliegenden Beweisergebnissen handelte die Ange​klagte ihrer unwiderleglichen Einlassung entsprechend zumindest nicht ausschließbar aus Neugier und politischem Interesse, um den Angeschuldigten B. bei seiner Tätigkeit als Landtagsabge​ordneter und Mitglied des Untersuchungsausschusses "Nürburgring GmbH" bei dem Versuch zur Offenlegung von Missständen zu unter​stützen. Eine Gefährdung wichtiger öffentlicher Interessen, die dem Schutzzweck des § 353b StGB unterlägen, geht damit nicht ein​her. 

Selbst für den Fall der Annahme einer mittelbar verursachten Ge​fährdung "wichtiger öffentlicher Interessen" im vorbeschriebenen Sinne stünde im Hinblick auf § 353b StGB, für den Fall der Durch​führung der Hauptverhandlung eine Verurteilung des Angeschul​digten M. B. wegen Beihilfe zu § 353b StGB auch deshalb nicht zu erwarten, weil, wie bereits das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung im Falle "Cicero" vom 27.02.2007 -1 BVR 538/06, klargestellt hat, eine Verwirklichung des Tatbestandes des § 353b StGB und eine Beihilfe hierzu dann nicht möglich ist, wenn dienstliche Geheimnisse, Schriftstücke oder Dateien mit Dienstgeheimnissen über eine -wie hier- nicht zur Geheimhaltung verpflichtete Mittelsperson nach außen gelangen und -wie im vor​liegenden Falle- nicht ausschließbar davon auszugehen ist, dass der Geheimnisträger dem Mittelsmann (hier dem Angeschuldigten M. B.) nur Hintergrundinformationen hatte liefern, keines​wegs aber die weitergehende (Presse-) Veröffentlichung hat be​wirken wollen. Will der Geheimnisträger dem Mittelsmann nämlich nur Hintergrundinformationen liefern und erfolgt die Veröffentli​chung abredewidrig, oder ohne dessen Willen, so ist die Tat mit der Offenbarung des Geheimnisses durch die Angeklagte an ihren Va​ter nämlich nicht nur vollendet, sondern auch bereits beendet, so​dass eine Beihilfe durch die nachfolgende Veröffentlichung nicht mehr geleistet werden kann. Im gleichen Sinne hat die 4. Große Strafkammer des Landgerichts Potsdam in einer die Eröffnung des Hauptverfahrens ablehnenden Entscheidung (Beschluss vom 12.07.2006, Az.: 24 KLs 9/06, zitiert nach Juris), die durch das Brandenburgische Oberlandesgericht (Beschluss vom 14.08.2006, Ws 166/06 - zitiert nach Juris) ihre Bestätigung gefunden hat, entschieden, dass soweit die Motivation des Geheimnisträgers für die Weitergabe nicht abschließend geklärt werden kann, nach dem Grundsatz in dubio pro reo davon auszugehen sei, dass der Geheim​nisträger die Offenbarung vorgenommen hat, um dem Erstempfänger der Information, hier dem Landtagsabgeordneten und Mitglied des Untersuchungsausschusses M. B., lediglich Hintergrundin​formationen für dessen politische Arbeit hat zukommen lassen wol​len. So liegt der Fall, zumindest nicht ausschließbar, hier. Nicht nur, wenn man von der Einlassung des Angeschuldigten M. B. ausgeht, der angab, die Informationen bei seiner Toch​ter ohne deren Kenntnis "abgegriffen" zu haben, sondern auch, wenn man - wie die Kammer - die Angaben der Angeklagten B. im Rahmen ihrer Erstvernehmung vom 25.11.2006 zugrunde legt und des​halb davon ausgeht, dass die Angeklagte S. B. aus eigenem politischen Interesse, aus Neugier und aus Besorgnis über die "Missstände am Ring" gehandelt hat. 

c) Angesichts des Umstandes, dass weitere Ermittlungsansätze zur Aufklärung der Motivationslage nicht ersichtlich sind und auch ei​ne Änderung der Einlassung der Angeklagten oder des Angeschul​digten nicht zu erwarten stehen, bestehen keine hinreichenden An​haltspunkte dafür, dass bei Durchführung der Hauptverhandlung die Haupttat oder die Beihilfe zu dieser noch erweislich sein werden. Steht wie hier aber eine entscheidungserhebliche Beweisgewinnung in der Hauptverhandlung nicht zu erwarten, so ist der Grundsatz "in dubio pro reo" bereits im Ermittlungsverfahren mit der Rechts​folge der Ablehnung der Eröffnung des Verfahrens zu beachten, wenn wie dargelegt nach Aktenlage bei den gegebenen Beweismöglich​keiten nach Durchführung der Hauptverhandlung das Gericht nach diesem Grundsatz wird freisprechen müssen (vgl. Meyer-Goßner, Kom​mentar zur StPO 52. Auflage, § 203 RdZiff. 2 m.w.N.). So liegt der Fall hier.

Besteht danach ein die Eröffnung rechtfertigender hinreichender Tatverdacht allein gegen die Angeklagte S. B., so war es angezeigt, das Verfahren nicht vor der Kammer, sondern vor dem Amtsgericht - Strafrichter - Landau i. d. Pfalz, zu eröffnen, da dieser gemäß §§ 72, 23 GVG neben seiner örtlichen Zuständigkeit  auch sachlich zuständig ist. Eine Zuständigkeit des Landgerichts ergibt sich weder aus der Höhe der zu erwartenden Strafe, dem Um​fang der Sache, noch aus einer besonderen Bedeutung des Falles (§ 24 Abs. 1 Nr. 3, 3. Alternative GVG). Die zuständige Strafrich​terin hat das vorliegende Verfahren dem Landgericht, unter Hin​weis auf die besondere Bedeutung des Falles, nach § 209 Abs. 2 StPO vorgelegt und dies letztlich mit dem Ausmaß der Rechtsver​letzung, dem Widerhall, welches die dem Verfahren zugrunde liegen​den Geschehnisse in der Medienöffentlichkeit gefunden habe sowie mit der Stellung des Angeschuldigten M. B. als Landtags​abgeordneten und Mitglied des Untersuchungsausschusses "Nürburg​ring GmbH", begründet. Danach kann, jedenfalls im jetzigen Ver​fahrensstadium, nachdem die Eröffnung des Verfahrens gegen den An​geschuldigten M. B. mangels hinreichenden Tatverdachtes aus tatsächlichen Gründen hat abgelehnt werden müssen, eine Zu​ständigkeit des Landgerichts nicht angenommen werden. 

Soweit im Vorlagebeschluss hinsichtlich des Tatbeitrags der Ange​klagten S. B., eine besondere Bedeutung des Falles aus sich heraus, für die Zuständigkeit des Landgerichts begründend be​trachtet wird, kann dem nicht gefolgt werden. Die Angeklagte B. ist durch ihren Geheimnisverrat zwar einer Straftat nach § 203 Abs. 2 Nr. 1 StGB hinreichend verdächtig. Diese ist für sich betrachtet, unter Außerachtlassung der Umstände um den Angeschul​digten M. B., seiner Funktion als Landtagsabgeordneten und als Mitglied des Untersuchungsausschusses "Nürburgring GmbH" und der damit im Zusammenhang stehenden politischen Auseinander​setzungen, im Vergleich mit sonstigen Fällen des Geheimnisverrats nach § 203 StGB - wie dargelegt - in ihrem Unwertgehalt eher von unterdurchschnittlicher Bedeutung und deshalb nicht geeignet un​ter dem Gesichtspunkt der besonderen Bedeutung der Sache die Zu​ständigkeit des Landgerichts zu begründen. Die Kammer vermag hier keinen Verletzungsgrad hinsichtlich des geschützten Rechtsguts zu erkennen, welcher sich auch nur annähernd von sonst vorkommenden Fällen des nach § 203 StGB strafbaren Geheimnisverrats nach § 203 StGB nach oben abheben würde. Den durch die Kammer getroffenen Feststellungen ist vielmehr eher eine gegenteilige Bewertung zu entnehmen, die es rechtfertigt, den begangenen Geheimnisverrat in seinem Unwertgehalt von den sonst vorkommenden Fällen, wie sie in der Rechtsprechung entschieden und vorangeführt referiert worden sind, als deutlich nach unten abweichend zu bewerten, weil mit dem Geheimnisverrat gegenüber dem Angeschuldigten B. keine Störung konkreter staatlicher Aufgaben einhergegangen ist.

Die Kostenentscheidung, den Angeklagten B. betreffend, folgt aus §§ 464, 467 StPO.


